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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Entwurf eines Siebenundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (27. ÄndG LAG) 

Zu Artikel 1 (Änderung des Lastenausgleichs-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 12 Abs. 7 LAG) 

Für die Festlegung eines Endzeitpunkts, bis zu dem 
ein Schaden im Aussiedlungsgebiet eingetreten sein 
muß, damit er als Vertreibungsschaden berücksich-
tigt werden kann, ist es nach Auffassung der Bun-
desregierung noch zu früh. Hierüber sollte erst ent-
schieden werden, wenn ein Abschluß der Aussied-
lungsmaßnahmen erkennbar geworden ist. 

Zu Nummer 2 (§ 229 LAG) 

Die vorgeschlagene Änderung widerspricht dem 
Sinn des § 229 Abs. 1 LAG, der nur den Geschädig-
ten definiert, in dessen Person der Anspruch auf 
Ausgleichsleistungen nach § 232 Abs. 2 LAG als 
entstanden gilt. Hierbei mußte im Falle des Todes 
des unmittelbar Geschädigten vor dem 1. April 1952 
auch die Möglichkeit in Betracht gezogen werden, 
daß bis dahin nach dem unmittelbar Geschädigten 
weitere Erbfälle eingetreten sein können, und es 
mußten deshalb in diesem Falle auch die weiteren 
Erben als Geschädigte berücksichtigt werden. Diese 
Erwägungen gelten nicht für Todesfälle im Vertrei-
bungsgebiet und im Schadensgebiet des BFG nach 
dem 31. März 1952, bei denen sich die Geschädigten-
eigenschaft nach den Verhältnissen im Todeszeit-
punkt richtet, so daß weitere Erbfälle noch gar nicht 

eingetreten sein können. Auf die Anknüpfung an 
einen festen Zeitpunkt — den 1. April 1952 oder 
den Zeitpunkt des späteren Todes des unmittelbar 
Geschädigten — für die Bestimmung der Geschä-
digteneigenschaft kann aber aus Gründen der Klar-
heit nicht verzichtet werden. Ein solcher Verzicht 
auf einen festen Zeitpunkt wird mit dem Antrag im 
Ergebnis auch gar nicht angestrebt. Vielmehr soll 
mit dem Antrag erreicht werden, daß beim Tode 
des ersten Erben im Vertreibungsgebiet oder im 
Schadensgebiet des BFG der Schaden insoweit von 
denjenigen weiteren Erben geltend gemacht wer-
den kann, die ihrerseits die Stichtagsvoraussetzun-
gen des § 230 LAG erfüllen; es sollen also auf dem 
Umweg über eine Änderung des § 229 LAG die 
Möglichkeiten der Stichtagserfüllung erweitert wer-
den. Einer solchen Erweiterung kann die Bundes-
regierung nicht zustimmen (s. hierzu die Stellung-
nahme zu Nummer 3) . 

Zu Nummer 3 (§ 230 LAG) 

Mit einer Verlegung des Aufenthaltsstichtags auf 
spätere Zeitpunkte würde der Kreis der antrags-
berechtigten Personen erheblich erweitert werden. 
Dem kann die Bundesregierung aus den im Bericht 
dargelegten Gründen nicht zustimmen. Im übrigen 
würde auch durch eine weitere Verlegung des Stich-
tags das Problem der Stichtagsversäumer nicht end-
gültig gelöst, da auch nach dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt weitere Geschädigte in die Bundesrepu-
blik zuziehen werden. Die jetzt geltende Regelung 
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erscheint auch ausreichend, da unabhängig vorn 
Aufenthaltsstichtag Personen, die als Spätaussiedler, 
als anerkannte Sowjetzonenflüchtlinge oder im 
Wege der Familienzusammenführung in die Bundes-
republik zuziehen, ihre Schäden geltend machen 
können und in Fällen, in denen diese Voraussetzun-
gen nicht vorliegen, Sozialleistungen (Beihilfen zum 
Lebensunterhalt und zur Beschaffung von Hausrat 
sowie Aufbaudarlehen) aus dem Härtefonds und 
nach dem Flüchtlingshilfegesetz gewährt werden 
können. Ausgeschlossen ist die Gewährung von 
Hauptentschädigung; soweit dies aber im Einzelfall 
zu einer außergewöhnlichen Härte führt, können 
nach § 301 b LAG auch einmalige Kapitalbeihilfen 
gewährt werden. 

Wegen des in Buchstabe b vorgesehenen Endzeit-
punktes für die Berücksichtigung von Schäden in den 
Aussiedlungsgebieten wird auf die Stellungnahme 
zu Nummer 1 verwiesen. 

Zu Nummer 4 (§ 264 LAG) 

Nach geltendem Recht endet die Antragsfrist für 
die Kriegsschadenrente bei Berechtigten mit Arbeits-
einkünften zwei Jahre nach dem Zeitpunkt, in dem 
diese Einkünfte dem Bezug von Kriegsschadenrente 
nicht mehr entgegenstehen. Nach dem vorliegenden 
Entwurf soll die Antragsfrist allgemein erst zwei 
Jahre nach dem Wegfall solcher Einkünfte enden, 
also auch dann, wenn diese Einkünfte so niedrig 
waren, daß daneben Kriegsschadenrente hätte ge-
währt werden können. Dies scheint gegenüber Be-
rechtigten mit anderen Einkünften, für die keine 
Ausnahme von der allgemeinen Antragsfrist des 
31. Dezember 1970 gilt, nicht vertretbar. 

Zu Nummer 5 (§ 277 a LAG) 

a) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Unterhaltsbeihilfe zu denselben Zeitpunkten 
angepaßt werden sollte, die auch für die Kriegs-
opferrenten gelten. Eine Besserstellung der Emp-
fänger von Unterhaltshilfe ist nicht gerechtfer-
tigt. Einen entsprechenden Gesetzesbeschluß 
haben der Deutsche Bundestag und der Bundes-
rat im Siebenundzwanzigsten Gesetz zur Ände-
rung des Lastenausgleichsgesetzes bereits ge-
faßt. 

b) Eine nachträgliche Aufbesserung der Unterhalts-
hilfe für das 2. Halbjahr 1972 hält die Bundes-
regierung aus den unter a) aufgeführten Gründen 
für nicht vertretbar. 

Zu Nummer 6 (§ 301 LAG) 

Die Vorschrift setzt die in Artikeln 6 und 7 des Ent-
wurfs vorgesehene Wiedereröffnung bzw. Neueröff-
nung der Möglichkeit zur Nachentrichtung von Bei-
trägen in der gesetzlichen Rentenversicherung für 
bestimmte Geschädigte voraus. Dieser Maßnahme  

kann die Bundesregierung aus den in der Stellung-
nahme zu Artikeln 6 und 7 dargelegten Gründen 
nicht zustimmen. Unabhängig davon hält sie auch 
die Bereitstellung von Mitteln zur Nachentrichtung 
von Beiträgen aus dem Härtefonds des Lastenaus-
gleichs nicht für gerechtfertigt. 

a) Im jetzigen weit fortgeschrittenen Stadium des 
Lastenausgleichs sollte nicht eine neue Lei-
stungsart eingeführt werden, welche die betei-
ligten Verwaltungszweige vor schwierige neue 
Fragen stellt. Die Ausgleichsbehörden wären zu 
einer zweckentsprechenden Beratung der Betrof-
fenen in dieser für sie sachfremden Materie von 
vornherein nicht in der Lage. Aber auch die Ver-
sicherungsämter und Versicherungsträger wären 
selbst dann überfordert, wenn im Einzelfall die 
Voraussetzungen für den Bezug von Kriegs-
schadenrente und von Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung schon vorliegen, weil eine 
(sinnvolle Nachentrichtung von Beiträgen in der 
Regel eine individuelle Beratung voraussetzt, 
die angesichts der Überlastung dieser Stellen 
durch die Neuregelungen des Rentenreformgeset-
zes zusätzlich auch für den hier begünstigten 
Personenkreis zur Zeit nicht im erforderlichen 
Umfang erfolgen kann; eine derartige Beratung 
und darauf beruhende Entscheidung wäre unmög-
lich in solchen Fällen, in denen die Vorausset-
zungen für den Rentenbezug erst künftig ein-
treten, weil die notwendigen Berechnungen hier 
von nicht vorhersehbaren Ereignissen und Fak-
toren der Zukunft abhängen (z. B. künftige Ent-
wicklung des Arbeitsentgeltes, Eintritt von Er-
werbsunfähigkeit). 

b) Die Vorschrift würde innerhalb des Lastenaus-
gleichs zweierlei Recht für die Altersversorgung 
schaffen. Im einen Falle würde Kriegsschaden

-

rente gewährt, die (als Entschädigungsrente voll, 
als Unterhaltshilfe teilweise) auf die Haupt-
entschädigung anzurechnen ist, im anderen Falle 
würde dem Geschädigten aus Lastenausgleichs-
mitteln zu einer Altersversorgung aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung verholfen, die 
ihrerseits auf die Hauptentschädigung keinen 
Einfluß hat. Berufungen derjenigen Geschädig-
ten, denen auch nach dem Entwurf eine Möglich-
keit zur Nachentrichtung von Beiträgen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht einge-
räumt werden soll oder die ihre Hauptentschädi-
gung durch Kriegsschadenrente bereits aufge-
zehrt haben, wären die Folge. 

c) Der in der Begründung dargelegten Auffassung, 
daß die vorgesehene Änderung zu Einsparungen 
für den Ausgleichsfonds führen werde, muß 
widersprochen werden, da der Kreis der mög-
lichen Leistungsempfänger und auch die Höhe 
der erforderlichen Beträge für die völlig ver-
schieden gelagerten Einzelfälle nicht geschätzt 
werden kann. Es ist mithin nicht auszuschließen, 
daß durch die Änderung im Gegenteil eine 
Mehrbelastung des Ausgleichsfonds verursacht 
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würde. Diese Befürchtung liegt nahe, weil der 
Ausgleichsfonds die erforderlichen Beträge zur 
Nachentrichtung von Beiträgen alsbald aufbrin-
gen müßte, wofür ihm eigene Einnahmen nicht 
zur Verfügung stehen; die fehlenden Mittel 
müßten durch verstärkte Vorfinanzierung mit 
entsprechend hoher Zinsbelastung beschafft wer-
den. Hinzu kommt, daß der Ausgleichsfonds die 
Ausgaben für die Nachentrichtung von Beiträgen 
allein tragen müßte, während an den Ausgaben 
für Unterhaltshilfe, die durch die Nachentrichtung 
in späteren Jahren erspart werden sollen, Bund 
und Länder mit der Hälfte beteiligt sind. Schließ-
lich würden von der Nachentrichtungsmöglich-
keit vor allem die Berechtigten Gebrauch machen, 
die sich dadurch der Anrechnung der Kriegs-
schadenrente auf die Hauptentschädigung entzie-
hen können, so daß der Ausgleichsfonds zusätz-
lich auch noch die entsprechenden Hauptentschä-
digungsansprüche erfüllen müßte. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Reparationsschäden-
gesetzes) 

Zu Buchstabe a wird auf die Stellungnahme zu 
Artikel 1 Nr. 1, zu Buchstaben b, c und e auf die 
Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 3 verwiesen. 

Nach geltendem Recht kann ein Vertreibungsscha-
den bei einem deutschen Volkszugehörigen als Re-
parationsschaden nur berücksichtigt werden, wenn 
der Geschädigte nach der Vertreibung in nähere 
Beziehung zur Bundesrepublik Deutschland getreten 
ist. Das ist bei dem in Buchstabe d angesprochenen 
Personenkreis, der während des Krieges in der 
Deutschen Wehrmacht diente, aber nicht der Fall. 
Einer Erweiterung der Stichtagsregelung zugunsten 
dieses Personenkreises vermag die Bundesregierung 
nicht zuzustimmen, zumal dann zu befürchten wäre, 
daß sich auch andere Geschädigte hierauf berufen 
würden, wie insbesondere deutsche Staatsangehö-
rige, die in der DDR oder in Osterreich ihren stän-
digen Aufenthalt haben. 

Zu Artikeln 3 bis 5 (Änderung des Feststellungs-
gesetzes, des Beweissicherungs-  
und Feststellungsgesetzes und 
des Währungsausgleichsgeset-
zes) 

Einer Wiedereröffnung der Antragsfristen in den 
angesprochenen Gesetzen muß die Bundesregierung 
widersprechen, weil die Betroffenen seit Erlaß die-
ses Gesetzes im Jahre 1952 bzw. 1965 ausreichend 
Zeit zur Antragstellung hatten. 

Zu Artikeln 6 und 7 (Änderung des Arbeiterren

-

tenversicherungs-Neurege

-

lungsgesetzes und des Ange

-

stelltenversicherungs-Neu

-

regelungsgesetzes) 

Die Bundesregierung kann den geplanten Rege-
lungen nicht zustimmen, da  sie im Endergebnis die 
Rentenversicherung belasten würden, der begün-
stigte Personenkreis nicht überschaubar ist und un-
erwünschte Berufungsfälle geschaffen würden. 

a) Die Nachentrichtung von Beiträgen soll bis 1. Ja-
nuar 1924 zurück zugelassen werden. Solche Bei-
träge erbringen die dreifache Rendite der für 
1973 gezahlten Beiträge. Sie lösen außerdem 
beitragsunabhängige Leistungen, insbesondere 
Kinderzuschläge und Beiträge zur Krankenver-
sicherung der Rentner aus. Die sich daraus er-
gebenden Lasten hätte die Versichertengemein-
schaft zu fragen, während der Ausgleichsfonds 
und vor allem die Haushalte der Länder entlastet 
würden. Eine derartige Lastenverschiebung ent-
spricht nicht der Aufgabe der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. 

b) Die vorgesehene Regelung bezieht eine völlig 
neue Personengruppe — im wesentlichen mithel-
fende Familienangehörige — ein und dehnt außer-
dem die Stichtagsregelung, wonach Beiträge nur 
dann nachentrichtet werden können, wenn der 
Versicherungsfall vor dem 1. Januar 1967 ein-
getreten ist, um neun Jahre aus. Dadurch wird der 
begünstigte Personenkreis unüberschaubar, was 
auch die zu erwartende finanzielle Belastung 
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht kalku-
lierbar macht. 

c) Der begünstigte Personenkreis der mithelfenden 
Familienangehörigen ist aus beitragsrechtlicher 
Sicht kaum anders einzuordnen, als die nicht 
heimatvertriebenen mithelfenden Familienange-
hörigen und Meistersöhne. Diese haben aber 
kein Nachentrichtungsrecht im gleichen Umfang. 
Es würde hier also ein Berufungsfall für weitere 
Nachentrichtungsbestände geschaffen, was um so 
bedenklicher ist, als der durch das Rentenreform-
gesetz 1972 eingeführte generelle Endzeitpunkt 
der Nachentrichtung, der 1. Januar 1956, in 
Frage gestellt würde. Abgesehen davon ist der 
Stichtag des 1. Januar 1967 nur deshalb gewählt 
worden, weil erst zu diesem Zeitpunkt gewähr-
leistet war, daß die Masse der Hauptentschädi-
gungen, die zur Nachentrichtung von Beiträgen 
verwendet werden sollte, ausgezahlt war. Dieser 
Grund ist weggefallen. Ein erneutes Verschieben 
des  Stichtages würde Bestrebungen fördern, 
auch an anderen Stichtagen, nicht nur im Renten-
versicherungsrecht, nicht mehr festzuhalten. 


